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AbwaSSE
Von EI~r Otto

Erfurt. (tlz) Frank Kuschel hat
die Konsequenzen einmal
durchgerechnet. Sollten die
Zweckverbände die Kürzun-
gen der Fördermittel auf die'
Bürger umlegen. könnten Bei-
tragserhöhungen von durch-
schnittlich 70 bis 80 Cent pro
Kubikmeter jährlich drohen",
sagt der Kommunalexperte
der Linksfraktion im Thürin-
ger Landtag. Für Kuschel
steht deshalb fest: ,.Die Auf-
gabenträger der Abwasserent-
sorgung müssen durch die ge-
plante Umstellung der För-
dermittel noch anstehende In-
vestitionen zwingend auf den
Prüfstand stellen."

Der Innenausschuss des
Landtages hatte in seiner Sit-
zung am Freitag die Folgen
der Kürzung von Fördermit-
tein im Abwasserbereich für
die Zweckverbände disku-
tiert. Die Landesregierung
geht davon aus, dass in die-
sem Bereich etwa 40 Millio-
nen Euro weniger Fördermit-
tel zur Verfügung stehen. Be-
troffen wären vor allem klei-
nere Gemeinden in ländli-
chen Gebieten mit weniger

~r: 

Land kürzt Förderrr
als 2000 Einwohnern.

Bisher wurden hauptsäch-
lich solche Vorhaben geför-
dert, die dem Anschluss an
Kläranlagen dienten. Zukünf-
tig soll aber nach den Prioritä-
ten der Umsetzung der euro-
päischen Wasserrahmenricht-
linie gefördert werden. Damit
wird vor allem auf die Was-
serqualität in den Fließgewäs-
sem geachtet.

..Dieser Systemwechsel" ,
warnt Kuschel, "stellt die
Zweckverbände vor erhebli-
che Probleme." Schließlich
seien die Konzepte zur Ab-
wasserbeseitigung mit den

Kommunen und den Bürgern
entwickelt worden. Und viele
Verbände hätten bereits För-
dermittel nach der bisherigen
Richtlinie verplant. Durch de-
ren Ausfall durch die Umstel-
lung würden sie gezwungen,
die Kalkulationen zu überar-
beiten. "Die Folge' dieser Neu-
berechnungen darf nicht die
Erhöhung der Beiträge im Ab-
wasserbereich sein, so dass
die Bürger noch mehr belastet
würden", fordert Kuschel.

Der Lixiksfraktionär steht
mit seinen Befürchtungen

1ittel 

-höhere Beiträgl
keineswegs allein. Die kom-
munalpolitische Sprecherin
der SPD-Landtagsfraktion,
Heike Taubert, sieht ebenfalls
Klärungsbedarf. In der ver-
gangenen Innenausschusssit-
zung sei es zu gegensätzli-
chen Aussagen aus Umwelt-
und Innenministerium zum
Verbleib der 40 Millionen Eu-
ro gekommen. "Während die
einen sagen: Das Geld ist in
den kommunalen Finanzaus-
gleich geflossen, sagen die an-
deren: Es ist dort nicht ange-

kommen", wundert sich Tau-
bert über die Widersprüche.

Für den Gemeinde- und
Städtebund ist die Faktenlage
klar. Dessen Vize-Geschäfts-
führer, Bernhard Schäfer, hat
die Zahlen auf dem Tisch:
Standen 2007 noch 46 Millio-
nen Euro im kommunalen Fi-
nanzausgleich für so genann-
te wasserwirtschaftliche Maß-
nahmen und acht Millionen
Euro für Strukturhilfe zur
Verfiigung, wurde diese Sum-
me 2008 arg eingedampft.
"Lediglich noch 41 Millionen
gibt es, um bereits bewilligte
Investitionen der vergange-
nen Jahre zu bedienen", sagt
Schäfer. Und 2009 schrumpfe

e 

drohe:n
der Betrag sogar auf elf Mil-
lionen. Ab 2010 ist aus seiner
Sicht zu befürchten, dass die
Förderung ganz wegfällt.

Doch wie sollen die
Zweckverbände, die ihre Kal-
kulationen mit dem Segen der
staatlichen Umweltämter ge-
macht haben, jetzt mit der ge-
änderten Ausgangslage umge-
hen, ..Oft liegen die Rohre
schon in der Straße", sagt
Taubert. Ein Auf~chieben der
Planungen sei :also schwer
möglich, Ohne Förderung
müssten die Verbände dann
Kredite aufnehmen und diese
könnten sie nur über erhöhte
Abgaben finanzieren.

Das Land dürfe sich nicht
aus der Verantwortung steh-
len, verlangt Kuschel mit
Blick auf die Auflösung der
Umweltämter zum Ende des
Monats. Die jetzt zuständigen
Landratsämter seien mit der
Situation überfordert.

Für Verbandsvize Schäfer
steht fest: "Das Geld muss
den Zweckverbänden zur
Verfügung gestellt werden,
sonst wird der ländliche
Raum abgehängt,"


